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Z E Z T G E  S P R iS L C lS

Teure Reformen

Innere Reformen sind notwendig. Sie sind aber aucli teuer. Wie sollen sie finanziert 
werden? Unsere Beiträge behandeln dieses Problem unter verscliiedenen Aspekten.

Langfristiges Infrastrukturkonzept notwendig
Dr. Herbert Ehrenberg, Bonn

Die Lösung der ineinander­
greifenden Problemkreise; 

Erarbeitung und Durchführung 
eines langfristigen Infrastruktur­
konzepts und seine Finanzie­
rung ist eine breite und inten­
sive Diskussion wert, nicht mehr 
die Frage des Ob und Wann. 
Hier hat sich in der zweiten 
Hälfte der sechziger Jahre ein 
grundlegender Wandel vollzo­
gen. Während noch 1961 die 
sozialdemokratische Forderung 
nach „blauem Himmel über der 
Ruhr“ weitgehend verlacht wur­
de, waren 1965 bei SPD und 
CDU d ie Gemeinschaftsaufga­
ben zum Schwerpunkt der Dis­
kussion um die Wahlprogramme 
geworden. Und von den ein­
deutigen Aussagen über die 
^Notwendigkeit gezielter Infra- 
3trukturpolitik zur Bewältigung 
der Zukunftsaufgaben in den 
äozialdemokratischen Perspek­

tiven fü r die siebziger Jahre und 
die im Regierungsprogramm 
1969 von der SPD erhobene 
Forderung nach einem Bundes­
entwicklungsplan, der fü r „Te il­
räume der Bundesrepublik lang­
fristige Entwicklungsziele“ ange­
ben soll, führt eine konsequente 
Linie zu der 1970 von Bundes­
kanzler Brandt auf dem Partei­
tag der SPD in Saarbrücken an­
gekündigten Erarbeitung eines 
quantifizierten und qualifizierten 
gesellschaftspolitischen Lang­
zeitprogramms als Grundlage 
der politischen R ichtlinie für die 
siebziger Jahre ’ ).

Dieser Meinungswandel in der 
öffentlichen Diskussion, der a ll­
mählich deutlich gemacht hat, 
daß die in den fünfziger Jahren 
proklamierte Maxime des „Wohl-

1) SPD-Bundesparteltag, korrigiertes Pro­
tokoll vom 13. Mal 1970, S. 6 ff.

Stand fü r a lle “ den öffentlichen 
Wohlstand nicht einschloß, sollte 
dazu führen können, die ernst 
zu nehmende Diskussion auf die 
Notwendigkeit langfristiger Stra­
tegien (selbstverständlich ein­
schließlich der Finanzierungs­
probleme) zu lenken. Die unzu­
längliche Infrastrukturausstat­
tung schreit nach Reformen — 
und da „Infrastruktur“ inzwi­
schen fast zu einem Modewort 
geworden und dementsprechend 
jeder „da für“ ist, liegt in der 
baldigen Realisierung die große 
politische Chance. Diese Chance 
darf nicht m it einer isolierten 
Diskussion der Finanzierungs­
probleme vertan werden.

Die obige Forderung enthält 
keine Unterschätzung der Finan­
zierungsprobleme. Diese sind 
groß — in ihren absoluten Di­
mensionen wahrscheinlich grö-
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ßer, als w ir heute abschätzen 
können — aber lösbar. Und die 
Lösbarkeit wird wahrscheinlicher 
und einsichtiger, je  schneller 
und besser es gelingt, die Fi­
nanzierung der Infrastrukturauf­
gaben in ein umfassendes lang­
fristiges Konzept einzubetten 
und die Wirkungen und Rück­
wirkungen öffentlicher Investi­
tionen transparent zu machen.

Wenn Bundeskanzler Brandt 
in Saarbrücken bei seinen Aus­
führungen über Notwendigkei­
ten und Möglichkeiten innerer 
Reformen u. a. gesagt hat; 
„Ohne wirtschaftliches Wachs­
tum — keine inneren Reformen, 
und andererseits; ohne inneren 
Reformen — langfristig kein 
wirtschaftliches Wachstum ’ ) “ , so 
hat er m it dieser Gegenüber­
stellung die Nahtstelle zwischen 
öffentlichen Investitionen und 
der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung angesprochen. Jede 
isolierte Finanzierungsrechnung 
muß eine Art „G rusellis te“ ble i­
ben; erst ihre Einbettung in ein 
langfristiges wachstumspoliti­
sches Konzept zeigt die kon­
kreten Risiken und Möglichkei­
ten.

Vernachlässigte Infrastruktur

Jeder Ausbau der öffentlichen 
Leistungen erfordert Vergröße­
rung der Finanzierungsspielräu­
me fü r öffentliche Investitionen. 
Die Erhöhung des Anteils der 
öffentlichen Investitionen am 
Bruttosozialprodukt ist aber po­
litisch um so leichter durchsetz­
bar, je größer das allgemeine 
wirtschaftliche Wachstum ist. 
Je höher der Industrialisierungs­
grad einer Volkswirtschaft, um 
so abhängiger w ird wiederum 
der Wachstumsspielraum von 
einer zureichenden Infrastruktur. 
Im Vorwort der Ende 1969 fertig ­
gestellten Prognos-Studie über 
„Gesellschaftspolitische Grund­
lagen der längerfristigen Siche-

2) A. a. O., S. 13.
3) Studie der Prognos AG im Aufträge des 
Bundeskanzleramts von Dieter Sctiröder, 
Konrad Rössler und Gotthold Zubeil unter 
Mitarbeit von Edgar Dammroff, Basel, 
Ende 1969, Band I und II.

Die Autoren 
unseres 
Zeitgesprächs:

M inisteriald irektor Herbert 
Ehrenberg, 43, Dr. rer. 
pol., Dipl.-Volkswirt, le ite t 
die Abteilung Wirtschafts-, 
Finanz-, Landwirtschafts­
und Sozialpolitik im Bun­
deskanzleramt, Bonn.

Fritz Neumark, 70, Prof. 
Dr. rer. pol., Dr. h. c. mult., 
lehrte von 1933-1951 an 
der Universität Istanbul 
und is t seit 1952 D irektor 
des Seminars fü r Finanz­
wissenschaft an der Uni­
versität Frankfurt. Er ist
u. a. Vorsitzer des Wissen­
schaftlichen Beirats beim  
Bundesfinanzministerium  
und M itg lied des Wissen­
schaftlichen Beirats beim  
Bundeswirtschaftsministe­
rium.

A lo is Oberhäuser, 40, 
Prof. Dr. rer. pol., is t D i­
rektor des Volkswirtschaft­
lichen Seminars und des 
Instituts für Finanzwissen­
schaft an der Universität 
Freiburg. Er is t u. a. M it­
g lied des Wissenschaftli­
chen Beirats beim Bundes­
finanzministerium.

Ernst Müller-Hermann, 55, 
Dr. rer. pol.. Ist u. a. 
M itglied des Wirtschafts- 
sowie des Verkehrsaus­
schusses des Deutschen 
Bundestages, war einige 
Zeit stellvertretender Vor­
sitzender der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und ist 
Vorsitzender ihres Arbeits­
kreises für Wirtschaft und 
Ernährung.

rung des Wirtschaftswachstums“ 
ste llt Bombach zu Recht fest, 
daß hier von der Erkenntnis 
ausgegangen wird, daß „insbe­
sondere in hochentwickelten 
Volkswirtschaften der Schlüssel 
für eine Stabilisierung der 
Wachstumsrate auf hohem Ni­
veau nicht nur und gar nicht 
mehr in erster Linie in einer 
hohen Investitionsquote lieg t“ . 
Und entsprechend wird in dieser 
Studie in der Vernachlässigung 
der Infrastruktur der Grund da­
fü r gesehen, daß die Bundes­
republik, die in der Periode von 
1950 bis 1960 unter den OECD- 
Ländern (ohne Japan) die höch­
sten Wachstumsraten aufwies, 
in der Periode von 1960 bis 
1966 auf den siebzehnten Platz 
(von zwanzig) zurückgefallen 
is f*). Dieses Ergebnis w ird vor 
allem damit erklärt, daß die 
Bundesrepublik heute gegen­
über vergleichbaren Ländern 
einen Bildungsrückstand auf­
weist, dessen negative Auswir­
kungen auf die Produktivitäts­
entwicklung noch zunehmen wer­
den. Im Zeitraum von 1950 bis 
1962 zeigt die Bundesrepublik 
im internationalen Vergleich 
(neun Industrieländer) zwei Ex­
tremwerte; „D ie höchste Wachs­
tumsrate der Kapitalintensivie­
rung“ . Hieraus ergibt sich ein 
Zurückbleiben der Arbeitspro­
duktivität h inter der Kapitalin­
tensität, deren Folgen fü r den 
Zeitraum von 1964 bis 1968 als 
eine „durch wachstumspoliti­
sche Versäumnisse bedingte 
Wachstumslücke von etwa durch­
schnittlich jährlich 3 Prozent be­
ziffe rt werden =)“ .

Engpaßprobleme

Auch durch das „Produktivi­
tätswunder“ der Jahre 1968/69

<) Vgl. Studie der Prognos AG, Band I, 
a. a. O., s. 14. Durch den gleichen Tatbe­
stand kommen Kahn und Wiener bei ihren 
Projektionen bis zum Jahr 2000 zu dem 
Ergebnis, daß die Bundesrepublik in der 
Entwicklung des Sozialprodukts je Ein­
wohner bis zu diesem Zeitpunkt sowohl 
von Japan als auch von der DDR überholt 
werden wird. Vgl. H. K a h n  und A. J. 
W i e n e r :  The Year 2000, New York 1967, 
S. 163 ff.
5) Vgl. Studie der Prognos AG, Band I, 
S. 65 ff.
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w ird  d iese In te rp re ta tion  der 
Entw icklung in den sechziger 
Jahren n icht w iderleg t. Die hohe 
E lastiz itä t de r P roduktion  in den 
letzten d re i Jahren und d ie 
krä ftige  P roduktiv itä tss te igerung  
sind in e rs te r L in ie  Ergebnis 
der „V erbesserung der A lte rs ­
s truk tu r unseres Kapita lstocks^),“ 
dürfen aber n icht dazu verfüh­
ren, d ie  R ückw irkungen der In­
fra s tru k tu r auf das lang fris tige  
W achstum w e ite rh in  zu über­
sehen.

Die V erfasser der Prognos- 
S tud ie  erw arten fü r d ie  Zukunft 
G efährdungen de r lang fris tigen  
W achstum ssicherung von ins­
gesam t 12 Engpaßproblem en. 
Neben zwei außenw irtschaftli­
chen und v ie r s truktu rpo litischen  
w erden fün f in fras truk tu re lle  
Engpässe genann t^):

□  B ildung

□  In form ationsw esen

□  Forschung

□  G esundheitsvorsorge

□  ö ffen tliche r N ahverkehr

Die Ü berw indung d ieser Eng­
paßproblem e e rfo rde rt den E in­
satz e rheb licher ö ffen tliche r M it­
te l: ih re  e rfo lg re iche Ü berw in­
dung träg t aber -  „L is t de r 
Idee“ — wesentlich zur Forc ie ­
rung des W achstum stem pos und 
Erhöhung der W achstum sraten 
bei und s te ige rt dam it d ie ö ffen t­
lichen E innahmen.

Konflikt zwischen Idee 
und Realität

Die Bundesreg ierung stand 
im O ktober 1969 vo r de r Schwie­
rigke it, ih re  Le itidee de r inneren 
Reform en zu konkre tis ie ren  und 
g le ichze itig  das s ta b ilitä tsp o li­
tische Erbe, das sie von der 
Großen K oa lition  übernom m en 
hatte, zu liqu id ie ren . So fand 
d e r Ausbau der ö ffen tlichen In­
vestitionen in de r Haushaltsge­
s ta ltung des Jahres 1970 kaum

i )  Jahresgutatiiten 1969/70, Ziffer 54.
7) Vgl. Studie der Prognos AG, Band I, 
S. 72 f.

Ausdruck. Zäh lt man d ie  Jahre 
1969 und 1970 zusamm en, so 
ze ig t sich das aus s tab ilitä ts ­
po litischen Gründen notw endige 
Zurückb le iben der öffentlichen 
Ausgaben ganz deutlich. In d ie ­
sem Ze itraum  stiegen das nom i­
nale B ru ttosozia lp rodukt um 
m ehr a ls 2 4 % , der Gesam t­
haushalt a lle r öffentlichen Hän­
de um rd. 2 0 % , der Bundes­
hausha lt um led ig lich  gut 1 8 % .

D iese Ausgangsbasis mußte 
fü r den H aushalt 1971 und d ie 
F inanzplanung bis 1974 berück­
s ich tig t w erden. Es galt, eine 
ve rnün ftige  Synthese zwischen 
w irtscha ftspo litischen  Notwen­
d igke iten  und dem Auftrag zur 
D urchführung de r inneren Re­
form en m it dem entsprechenden 
Ausbau de r Infrastruktur zu fin ­
den. D ie vorgesehene S te ige­
rung des Bundeshaushalts um
12,1 %  im Jahre  1971 und die 
in de r F inanzplanung eingesetz­
ten S te igerungsraten von 8,5 
bis 8 %  von 1972 bis 1974 ent­
sprechen d ieser Forderung m it 
den Schwerpunkten der Zu­
w achsraten im Haushalt 1971 
bei

□  B ildung und W issenschaft
(+ 4 2 ,8 % ),

□  S tädtebau und W ohnungs­
wesen (+ 3 5 % ) ,

□  V erkehr (14% ).

Diese dre i S chw erpunkte  deu­
ten d ie  O rien tie rung d e r  m itte l­
fris tigen  F inanzplanung an. Sie 
konkre tis ie ren  den E rnst, m it 
dem d ie  B undesreg ie rung  d ie 
Aufgabe der inneren Reform en 
anpackt. R eform vorhaben sind 
a lle rd ings ih re r N atur nach lang­
fr is tig e r A rt. Der m itte lfr is tig e  
P lanungshorizont is t h ie rfü r 
n icht ausreichend. Das 1967 er­
fo lgre ich e ingeführte  Instrum en­
tarium  der m itte lfr is tig e n  Z ie l­
pro jektion  und de r m ehrjährigen 
Finanzplanung is t entsprechend 
zu erw eitern. Der Versuch einer 
F rühkoord in ierung d e r Aufga­
benplanung in der P lanungsab­
te ilung des Bundeskanzleram tes 
s te llt h ie r einen ersten Ansatz

dar®). Die Finanzplanung von 
de r Aufgabenplanung her zu be­
tre iben  und g le ichze itig  bei der 
E rarbe itung der Z ie lp ro jek tion  
m ehr a ls b isher d ie  wachstum s­
po litischen  Bedingungen im le tz­
ten D ritte l des 20. Jahrhunderts 
zu beachten, e rw e ite rt den Fi­
nanzierungssp ie lraum  fü r ö ffen t­
liche Investitionen bzw. schafft 
bessere Voraussetzungen und 
e rhöh t d ie  Transparenz fü r  lang­
fr is tig e  P rio ritä tenen tsche idun­
gen. D ie F inanzplanung von der 
Aufgabenp lanung her anzupak- 
ken, g ib t g le ichze itig  d ie  Chance 
de r perm anenten Ü berprüfung 
d e r laufenden Ausgaben. H ier 
lie g t e ine Fülle von E insparungs­
m öglichke iten durch gezie ltes 
Auslaufenlassen n icht m ehr aku­
te r Aufgaben.

Steigender Staatsanteil 
notwendig

Der Ausbau des m itte lfris tigen  
Instrum entarium s zu r la n g fris ti­
gen Aufgabenp lanung befre it 
fre ilich  n icht von dem  sim plen 
Faktum, daß das S oz ia lp rodukt 
eines jeden Jahres stets nur 
1 0 0 %  beträgt. N ur im Rahmen 
d iese r 1 0 0 %  können auf der 
Verw endungsseite  des Sozia l­
p rodukts Veränderungen sta tt­
finden, ein langfris tiges Instru­
m entarium  schützt h ie r vor 
Illus ionen und m acht — bei ent­
sprechendem  Ausbau im Rah­
men eines flex ib len  Systems -  
d ie  Rück- und N ebenw irkungen 
deutlich.

Wenn über zwei Jahrzehnte 
hinweg der Ausbau de r In fra ­
struk tu r m it de r gesam tw irt­
schaftlichen Entw icklung nicht 
Schritt gehalten hat, so bedarf 
es keiner großen Phantasie, um 
sich vorste llen zu können, daß 
im nächsten Jahrzehnt de r An­
te il de r fü r G em einschaftsauf­
gaben zur Verfügung stehenden 
Ressourcen re la tiv  zunehm en

®) Vgl. R. J o c h i m s e n :  Zum Aufbau 
und Ausbau eines integrierten Aufgaben­
planungssystems und Koordinaticnssystems 
der Bundesregierung. In: Bulletin des 
Presse- und Informationsamtes der Bun­
desregierung, Nr. 97 vom 16. Juli 1970.
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muß. Um dies deutlich  zu ma­
chen, ist es fre ilich  notw endig, 
in de r vo lksw irtschaftlichen Ge­
sam trechnung und bei de r Fi­
nanzplanung auf d ie  om inöse 
Unterscheidung von S taatsver­
brauch und ö ffen tlichen Investi­
tionen  zu verzichten. Durch die 
konven tione lle  Abgrenzung und 
d ie  vorhandene Tendenz in der 
ö ffen tlichen M einung, ö ffen tliche  
Investitionen gerade noch gut­
zuheißen, den S taatsverbrauch 
aber zu verdam m en, w ird  fo l­
gendes m akabre E rgebnis an­
gesteuert: D ie B ere its te llung der 
M itte l fü r ö ffen tliche  Investitio ­
nen fü h rt z. B. zum Bau neuer 
Krankenhäuser. D iese K ranken­
häuser können aber n icht in Be­
tr ie b  genom m en w erden, w eil 
de r S taatsverbrauch n ich t s te i­
gen so ll, d ie  G ehä lte r de r Ä rzte 
und K rankenschwestern aber 
„S taa tsverb rauch“ darste llen . 
Um diesen o ffensichtlichen Un­
sinn, der an d ie  D iskussion über 
„p ro d u k tive  und unproduktive  
Le istungen“ aus de r F rühzeit 
de r na tionalökonom ischen W is­
senschaft erinnert, endlich zu 
überw inden, sind neue A bgren­
zungen der ö ffen tlichen  Leistun­
gen in de r vo lksw irtschaftlichen 
Gesam trechnung und daraus 
fo lgend  in de r F inanzplanung 
notw endig.

Kreditfinanzierung 
gebüiirt Vorzug

Hat man über d ie  N otw endig­
ke it des ste igenden A n te ils  der 
ö ffentlichen Ausgaben E in igke it 
e rz ie lt ’ ), so sp ie lt d ie  Frage 
d e r F lnanzierungsm ethoden eine 
zw ar w ichtige, aber n icht d ie 
entscheidende Rolle. Für d ie  Er­
fü llung  de r Aufgaben is t es re­
la tiv  g le ichgü ltig , ob ste igende 
S teuereinnahm en oder eine Aus-

’ ) Selbst In dem neuen Programmentwurf 
der CDU (Köppler/Kofil-Entwurf) tieißt es 
dazu: „Soweit die wachsenden Einnahmen 
des Staates nicht für die Finanzierung 
unserer vorrangigen Reformvorhaben aus­
reichen, ist ein steigender Anteil der 
öffentiichen Hand am Bruttosoziaiprodul<t 
in einem sozial und gesamtwirtschaftlich 
vertretbaren Ausmaß notwendig.“ An der 
oben zitierten „lautstarl<en Kritil<“ war die 
parlamentarische Opposition freilich trotz­
dem heftig beteiligt.

Weitung de r ö ffen tlichen K red it­
finanzierung d ie F inanzierungs­
basis sichern. Nach zwei Jahr­
zehnten Selbstfinanzierung der 
ö ffen tlichen Aufgaben bei g le ich­
ze itig  zunehm ender E inse itigke it 
de r V erm ögensbildung bei den 
konventione llen Kap ita lbesitzern  
ve rd ien t fre ilich  a lle in  aus w ir t­
schaftspo litischen Gründen eine 
Erw eiterung der K red itfinanz ie ­
rung den Vorzug. Für d iesen Fall 
hat W ilhe lm  Hankel auf de r d ies­
jäh rigen  Tagung des Vereins fü r 
S o c ia lp o litik  ’ °) das M odell 
e ines lang fris tigen  In fras truk tu r­
budgets „ in  G esta lt e ines Ent­
w ick lungsbudge ts“ vorge leg t, das 
vo r a llem  den Bedürfn issen e ines 
födera tiven S taatsaufbaus ent­
gegenkom m t: dezentra le  und
p ro je k to rien tie rte  M itte lbeschaf­
fung a ls eine vom Verfässungs- 
auftrag de r G em einschaftsauf­
gaben und von de r ökonom i­
schen Zw eckm äßigke it her s inn ­
vo lle  Lösung bei g le ichze itige r 
G ew ährle istung de r P rio ritä ten ­
abstim m ung durch d ie  zentra le  
Zusam m enfassung des Budgets.

Die Bemühungen der Bundes­
reg ierung um eine ve rs tä rk te  
Förderung de r V erm ögensb il­
dung in A rbe itnehm erhand 
könnten w en igstens pa rtie ll den 
h ie rfü r notw endigen vo lksw irt­
schaftlichen Gegenposten durch 
eine Erhöhung de r Sparquote 
sicherste llen  helfen.

Steuerertiöhungen 
nicht auszuschließen

So w e it d ieser „G egenposten “ 
n icht groß genug is t bzw. das 
von Hankel angestrebte  Zurück­
drängen p riva te r K ap ita lw ün­
sche n icht g e lin g t — h ie r liegen 
reale P roduktionsreserven vor 
allem  in e ine r R eduzierung der 
K ap ita lexporte  und der A usfuhr­
überschüsse de r B undesrepub lik  
—, s ind E innahm enverbesserun­
gen über S teuererhöhungen

>0) Wilhelm H a n k e l :  Probleme der 
Finanzierung von langfristigen staatlichen 
Infrastrukturinvestitionsprogrammen. Refe­
rat auf der Tagung der Gesellschaft 
für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
(Verein für Soclalpolltik), Innsbruck 1970.

n icht auszuschließen. Das W achs­
tum spo ten tia l de r Bundesre­
pu b lik  is t groß genug, um tro tz  
e iner a llm ählichen E rw eiterung 
des A n te ils  de r ö ffen tlichen Aus­
gaben eine laufende Zunahm e 
des privaten Konsums und der 
p rivaten Investitionen zu erm ög­
lichen — nur gegenüber der 
S te igerung de r ö ffen tlichen In­
vestitionen m it etwas verlang­
sam ten Tem po. Ü ber längere 
S icht hin w ird  aber nur d iese 
notw end ige  Umschichtung da fü r 
sorgen, daß das w irtschaftliche  
Le istungspotentia l groß genug 
b le ib t. D ie Lösung de r heutigen 
F inanzierungsprob lem e de r In­
fra s tru k tu r entscheidet g le ich­
ze itig  über d ie  w irtschaftlichen 
M öglichke iten von m orgen.

Facit: Um d ie  Jahresw ende 
1970/71 heißt d ie  entscheidende 
Frage n icht „S ind  d ie  Reform en 
noch bezah lbar? “ , sondern d ie  
Frageste llung ist dahingehend 
zu e rw e ite rn , ob  d ie  Bundesre­
p u b lik  in 30 Jahren noch einen 
angem essenen P latz un ter den 
Industrienationen d e rW e lt haben 
w ird . Legen w ir  W ert darauf, 
daß das de r Fall ist, so muß 
de r m it dem R eform program m  
de r B undesreg ierung e inge le i­
te te  Prozeß fo rtgese tz t w erden. 
Die E inbettung de r R eform pro­
gram m e und ih re r F inanzierung 
in ein um fassendes Konzept 
la n g fris tig e r In fras truk tu rp ro ­
gram m e is t dazu notw end ig : 
ein Konzept, das n icht nur deut­
lich macht, was d ie  e inzelnen 
Reform en kosten, sondern auch 
ausweist, w elche gesam tw irt­
schaftlichen W irkungen e in tre ­
ten, wenn d ie  no tw endigen Re­
form en nicht du rchgeführt w er­
den. Ein lang fris tiges Program m 
d iese r A rt, das größ tm ögliche 
F le x ib ilitä t offen läßt, e rle ich te rt 
d ie  Entscheidungen über die 
ze itliche  und räum liche Rang­
fo lge  und d ie  D im ensionen der 
einzelnen Reform vorhaben. Im 
Rahmen eines solchen Pro­
gram m s sind d ie  heute e inge­
le ite ten  Reform en a lle  finanz ier­
bar; w ahrschein lich  e in ige mehr.
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Die Frage, ob und w ie  d ie  fü r 
d ie  näclisten v ie r Ja iire  ge­

planten ö ffen tlichen Inves titio ­
nen, insbesondere Investitionen 
in d ie  In frastruktu r, finanz ie rt 
w erden können, ze rfä llt in e ine 
Reihe von Unterfragen.

Wahl unter Alternativen

Eine erste  d iese r Te ilfragen  
bezieht sich darauf, ob den In­
fras truk tu rinves titionen  eine ab­
so lu te  P rio ritä t in dem  S inne 
gegeben w erden so ll, daß sie 
in de r gep lan ten  Höhe vo rge ­
nom m en w erden, ohne R ücksicht 
auf das gegenw ärtig  als e r­
w ünscht und rea lis ie rba r ange­
sehene Gesam tvolum en ö ffen t­
licher Ausgaben. Eine Bejahung 
d iese r Frage w ürde bedeuten, 
daß ce te ris  paribus Ausgaben, 
d ie  sich im Laufe der nächsten 
Jahre  nach A rt und /oder Maß 
als vo rd ring lich  erweisen, ohne 
in den vorliegenden Planungen 
entsprechend be rücks ich tig tw or­
den zu sein, entw eder zu e iner 
überp lanm äßigen Ausdehnung 
des ö ffen tlichen Sektors oder zu 
e ine r E inschränkung solcher 
Ausgaben führen müßten, die 
zw ar „an  s ich " gep lant, nunm ehr 
abe r fü r w en ige r w ich tig  oder 
d ring lich  geha lten  w erden.

D ie zw e ite  A lte rna tive  g ilt  
a lle rd ings nur fü r den Fall, daß 
der heute vorgesehene Finan­
zierungsrahm en aufrechterha lten 
werden so ll. Es is t aber natür- 
ich auch denkbar, daß man 
beim A u ftre ten  neuen d rin g li- 
:hen Bedarfs (und: un ter der 
Hypothese de r absoluten S tarr- 
le it  d e r In fras truk tu rinves titio ­

nen) keine Kürzung von Aus­
gaben vorn im m t, sondern sich 
um zusätzliche Finanzierungs­
m itte l b e m ü h t Diese können 
ih re rse its  in d e r Hauptsache ent­
w eder s teue rliche r oder kred i­
tä re r N atur sein.

Beachtung von constraints

Nun s te llt sich aber -  gerade 
auch in bezug auf d ie Wahl zw i­
schen den letztgenannten A lte r­
nativen — d ie  w e ite re  Teilfrage, 
ob man d ie  Verw irklichung der 
Inves titionsp ro jek te  unter a llen 
Um ständen w ill oder nur un ter 
gew issen einschränkenden Be­
d ingungen („constra in ts “ ), w ie  
nam entlich d e r Aufrechterhal­
tung e ines hohen, möglichst w e­
nig schw ankenden Beschäfti­
gungsgrades e inerseits und 
e iner a ls ausreichend angese­
henen G e ldw e rts tab ilitä t ande­
rerseits. Bedingungen, deren Be­
achtung bekanntlich  in  § 1 des 
Gesetzes zu r Förderung de r Sta­
b ilitä t und des W achstum s der 
W irtschaft de r R egierung zw in­
gend vorgeschrieben sind  und 
zu denen man e ine von der 
Masse der B evölkerung als ge­
recht angesehene V erte ilung  der 
öffentlichen G esam tle istungen 
und der daraus resu ltie renden 
F inanzierungslasten un te r d ie 
Individuen bzw. Bevö lkerungs­
gruppen noch h inzurechnen 
kann.

D ie vorhergehenden Andeu­
tungen scheinen m ir deshalb ge­
boten zu sein, w e il in der Dis­
kussion v ie lfach übersehen w ird , 
daß d ie  A n tw ort auf unsere Aus­
gangsfrage schon deshalb nicht

ein s im p les „J a “ ode r „N e in “ 
sein kann, w e il s ie  mehrere 
W ahlen zw ischen A lte rna tiven  
im p liz ie r t Gewiß w äre  es auch 
denkbar, daß man Investitions­
p läne aufste llt, d ie  e ine  de ra r­
tige  G rößenordnung haben, daß 
man ihre D urchführung a ls ab­
so lu t unm öglich bezeichnen 
müßte, w e il s ie  jene  Grenzen 
verle tzen w ürden, d ie  durch eine 
M arktw irtscha ftso rdnung  und 
das P roduktionspo ten tia l de r 
Bundesrepub lik  gezogen sind. 
D ieser Fall dü rfte  aber fü r  d ie  
Program m e de r gegenw ärtigen 
R egierung kaum gegeben sein, 
obw ohl es schw er ist, ein end­
gü ltiges  U rte il abzugeben, da 
m. W. (po litisch) verb ind liche 
m ehrjährige  P lanungen fü r den 
G esam tbereich d e r ö ffentlichen 
Hände n icht vorliegen.

Steigerung des Staatsanteils . . .

W er d ie  bekanntgew ordenen 
Ausgabenzie le  auch nur des 
Bundes ins Auge fa ß t mag fre i- 
l id i  auf den ersten B lick v ie l­
le ich t wegen der geplanten M il­
lia rdenbeträge zusätzlicher A u f­
wendungen erschrecken (a lle in  
fü r B ildung, W issenschaft und 
Forschung ein M ehr 1974 gegen 
1970 von rd. 7 M rd. DM, im „S o ­
zialen B ere ich“ von 9 M rd. DM). 
D ieses Erschrecken is t zum in­
dest dann n icht ganz unberech­
t ig t  wenn man auch d ie  von 
der R egierung (noch) n icht ge­
b illig ten  M ehranforderungen an 
den S taat berücksichtig t, d ie  von 
a llen Seiten erhoben w erden 
und zw e ife llos  in fektiösen  Cha­
rakters s ind.
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Sieht man aber von diesem 
Faktor ab, so muß bedacht w er­
den, daß nicht nur d ie  ö ffen t­
lichen Ausgabenbudgets sta rk 
gestiegen sind und w e ite r s te i­
gen sollen, sondern daß das 
auch fü r d ie E innahm enseite, 
insbesondere d ie Steuern, g ilt, 
was se inerse its einen R eflex des 
W achstums unseres S oz ia lp ro ­
dukts dars te llt. Letzteres hat 
sich zw ischen 1960 und 1969 um 
rd. 300 Mrd. DM (d. h. um etwa 
100% ) erhöht, und es is t anzu­
nehmen, daß bis 1974 eine aber­
m alige S te igerung um etw a 300 
Mrd. DM erfo lgen w ird . Es so llte  
nicht unm öglich sein, aus der 
le tztgenannten Summe etwa 
3 0 %  fü r d ie ö ffen tlichen Ge­
b ie tskörperschaften abzuzw ei­
gen, insbesondere dann, wenn 
d ieser Betrag g roßente ils  V er­
besserungen der In frastruktu r 
d ient, d ie  w e itgehend eine der 
Voraussetzungen da fü r s ind, daß 
das S oz ia lp rodukt in dem ge­
planten Maß zunim m t.

W ahrscheinlich w ürde  dann 
a lle rd ings de r A n te il de r ö ffen t­
lichen Haushalte (h ie r w ie  auch 
im fo lgenden w ird  von den So­
z ia lversicherungen abgesehen) 
am S oz ia lp rodukt um ein paar 
P rozentpunkte ste igen — aber 
kaum so stark, daß e r d ie  Quote 
von 31,2 %  überstiege ode r auch 
nur erre ichte, d ie  sich fü r  1967 
errechnete. Ü berd ies erk lä rte  
sich jene verg le ichsw eise hohe 
Quote n icht aus e iner überm äßi­
gen Ausdehnung de r ö ffentlichen 
Ausgaben, sondern aus der re­
zessionsbedingten S tagnation 
de r W irtschafts tä tigke it, während 
eine eventuelle Ausgabenquo­
tenste igerung in den nächsten 
Jahren Konsequenz e iner bei 
befried igendem  W irtschafts­
w achstum  erfo lgenden überpro­
portiona len  Erhöhung der ö ffen t­
lichen Ausgaben wäre.

. . .  ist ökonomisch möglicli

Läßt man das Jahr 1967 bei­
seite, so hat d ie  ö ffen tliche  Aus­
gabenquote im letzten Jahrzehnt

zw ischen 28 und 3 0 %  des So­
z ia lp rodukts  geschw ank t Ähn­
lich bescheiden waren d ie  F luk­
tua tionen der vo lksw irtscha ftli­
chen S teuerquote (2 2 ,5 -2 4 % ). 
Man muß sich im übrigen dar­
über im klaren sein, daß diese 
A n te ile  zw ar m ehr als doppe lt 
so hoch sind w ie  vo r Ausbruch 
des Ersten W eltkrieges, daß 
aber entgegen den Behauptun­
gen v ie le r P a läo libe ra le r der ma­
te rie lle  W ohlstand, d. h. das 
reale Verfügungseinkom m en je  
Kopf der Bevölkerung, nicht 
tro tz, sondern v ie lm ehr wegen 
d iese r Ausdehnung des ö ffen t­
lichen S ektors s ta rk  gestiegen 
ist und daß d ie  Frage, ob eine 
w e ite re  Ausdehnung etwa der 
A usgabenquote au f -  sagen w ir 
— 3 2 %  des S ozia lp rodukts
„tra g b a r“ wäre, w en ige r eine 
Frage des ökonom isch M ög li­
chen als des po litisch G ew ollten 
is t

Man muß eben w ählen — h ier 
zw ischen de r Beibehaltung oder 
Zunahm e der täg lich  sich s tä r­
ker bem erkbar machenden Un­
zu träg lichke iten  und Gefahren, 
d ie  aus dem M angel an quan ti­
ta tiv  h in läng lichen B ildungsm ög­
lichke iten, ' K rankenhauseinrich­
tungen, A ltershe im en, e rschw ing­
lichen W ohnungen, Straßen usw. 
resu ltie ren, e inerse its  und e iner 
Erhöhung der ö ffen tlichen F i­
nanzansprüche und dam it im 
Zw eife l e ine r po ten tie llen  V er­
ringerung d e s . autonom  d ispo­
n ib len  E inkom m ens ainderer- 
seits. Ich spreche von e iner 
(bloß) „p o te n tie lle n “ V e rringe­
rung, w e il ja  un ter den h ie r 
rea lis tischerw e ise  angenom m e­
nen Bedingungen eine S te ige­
rung der S teuerfo rderungen des 
Staates n icht d ie  gegenw ärtige  
Höhe des verfügbaren realen 
P ro-Kopf-E inkom m ens, sondern 
led ig lich  dessen S te igerungs­
raten (vorübergehend) erm äßi­
gen w ürde. W äre es anders, so 
ließe sich n icht verstehen, w a­
rum z. B. Schweden m it einem 
Pro-Kopf-E inkom m en von 3230 
D o lla r (zum Verg le ich : E inkom ­

men der BRD 2200 D o lla r je  
Kopf) h in te r den USA den zwei­
ten P latz in der W elt e in n im m t 
obw ohl es in bezug auf seine 
sog. S teuerbe lastung (einschl. 
Sozia lversicherungsbeiträge) m it 
46,6 %  des S ozia lp rodukts (zum 
Verg le ich : USA 30 ,8% , BRD 
4 0 ,9% ) m it Abstand an erster 
S te lle  steht.

Besteuerungsniveau 
nidit überhöht

Geht man nun — als A rbe its ­
hypothese — zunächst einmal 
davon aus, daß d ie  Kosten der 
a ls unerläß lich betrachteten „ in ­
neren R eform en“ zu einem er­
heblichen Te il aus S teuerm itte ln 
finanz ie rt w erden müssen -  so­
fe rn  unerwünschte N ebenw irkun­
gen verm ieden w erden s o l le n - ,  
und bedenkt man, daß bereits 
ein e inz iger zusätzlicher Pro­
zentpunkt fü r d ie  S teuerquote 
innerha lb  des kom m enden Jahr- 
v ie rts  bei unserem gegenw ärti­
gen Steuersystem  einerseits 
und de r vom Bund p ro jek tie r­
ten durchschnittlichen Sozia lp ro­
duktsw achstum srate  von nom i­
nal rd. 7 %  andererse its zusätz­
liche S teuererträge von etwa 
32 M rd. DM bedeutet, so dürfte  
ev ident sein, daß h ie r kein un­
lösbares Problem  v o r lie g t A lle r­
d ings: Auch wenn man sich po li­
tisch über das Quantum der er­
fo rderlichen  S teuerm ehreinnah­
men gee in ig t hat, ve rb le ib t die 
fas t ebenso bedeutsam e w eitere  
Te ilfrage, aus welchen Quellen 
man d ie  zusätzlichen Einnahmen 
gew innen w ill.

In d ieser Beziehung is t zu­
nächst zu betonen, daß n icht nur 
eine absolute, sondern darüber 
h inaus sogar eine re la tive Stei­
gerung des S teueraufkom m ens 
— also eine solche, d ie über 
das s im ultane W achstum des 
S ozia lp rodukts  h inausgeht — 
angesichts der unserem Steuer­
system inhärenten F lex ib ilitä t 
(„b u ilt- in  fle x ib il ity “ ) schon dann 
in einem gew issen Umfang zu 
erw arten  ist, wenn steuerrecht-
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lieh nichts geschehen, konkre t: 
man led ig lich  au f N ettoerle ich ­
te rungen der sog. S teuerlasten 
verzichten w ürde. Ein solcher 
Verz ich t w ü rde  natürlich  S teuer­
reform en, d ie  zu Um lagerungen 
führen, keineswegs im W ege 
stehen, obw ohl es denkbar und 
v ie lle ich t auch sozial wünschens­
w e rt wäre, U m gesta ltungen der 
S teuersystem struktur vorzuneh­
men, d ie  d ie  „b u ilt- in  f le x ib il ity “ 
etw as ve rringe rn  w ürden. W or­
auf dam it abgez ie lt ist, w ird  
sogle ich näher darzu legen sein.

Zuvor sei jedoch bem erkt, 
daß angesichts de r zahlre ichen 
Versäum nisse in de r jüngeren 
V ergangenhe it m. E. d ie  Ent­
scheidung zw ischen den A lte r­
nativen „schne lle  Beseitigung 
(insbesondere) des ku ltur-, 
S truktur-, und sozia lpo litischen  
N achholbedarfs“ e inerse its  und 
„S enkung de r G esam tsteuer­
las ten“ andererse its  zugunsten 
des ersten W egs fa llen  so llte . 
Denn o ffensich tlich  kann das 
deutsche Besteuerungsniveau 
auch nach in te rna tiona len  Maß­
stäben kaum als „ü b e rh ö h t“ , 
d. h. d ie  W irtschaftsordnung ge­
fährdend, unsere K onkurrenz­
fä h ig ke it bee inträchtigend usw. 
bezeichnet werden, und es hat 
auch ein krä ftiges W irtschafts­
wachstum  n icht ausgeschlossen.

Automatisches 
Steuermehraufkommen

Nun kann man d ie  Frage au f­
werfen, ob das k ra ft „b u ilt- in  
fle x ib il ity “ sich quasi autom a­
tisch ergebende M ehraufkom ­
men an S teuern zu r F inanzie­
rung des ö ffen tlichen  M ehrbe­
darfs, sow eit d ieser n icht ander­
w e itig  zu decken ist, ausre icht, 
und w enn nicht, ob dann eine 
zusätzliche (d iskre tionäre) Net­
toste ige rung  der S teueran fo rde­
rungen zu rechtfe rtigen wäre, 
sow ie auf welche Abgaben sie 
sich beziehen so llte .

Ich m öchte d ie  erste  Frage 
p rin z ip ie ll bejahen -  a lle rd ings  
nur fü r den Fall, daß — w ie  m ir

d ringend geboten ersche in t — 
die  Regierung es ce teris  paribus 
bei den im jüngsten F inanzplan 
vorgesehenen Ausgabeste ige­
rungen bewenden läßt ode r 
doch noch nicht berücksichtig te  
M ehranforderungen von In teres­
sengruppen nur in dem Maße 
akzeptiert, w ie  das zu Lasten 
anderer geplanter A ufw endun­
gen fü r n icht investive Zwecke 
geschehen kann. Dam it ist je ­
doch, w ie  schon angedeutet, 
keineswegs d ie N otw endigke it 
oder auch nur Erwünschtheit 
de r Aufrechterhaltung des ge­
genw ärtigen Gesamtsteuersy­
stem s postu liert. V ie lm ehr soll 
h ie r led ig lich  von der Annahm e 
ausgegangen werden, daß die 
S teuern a lle r Ebenen, insbeson­
dere  abe r die des Bundes, 
w ährend des ganzen P lanungs­
ze itraum s unter den fü r das 
W irtschaftswachstum aufgeste ll­
ten H ypothesen insgesamt d ie ­
selben „autom atisch“ an fa llen­
den M ehrerträge liefern w ie  un­
te r dem geltenden Steuerrecht.

Anforderungen 
an die Steuerreform

Da nach dem Bericht des Bun­
desfinanzm in isters über den 
Stand der Steuerreform  (BT- 
Drucks. VI/1152) diese am 
1. 1. 1974 in K ra ft tre ten  so ll, 
muß demnach bei den Reform ­
vorschlägen darauf geachtet 
w erden, daß a u f d ie Dauer d ie ­
se lbe F le x ib ilitä t w ie  bei den 
gegenw ärtigen S teuern gesi­
chert ist. Ein solches Z ie l is t je ­
doch, da es neben anderen 
steht, n icht le icht zu realis ieren.

Aus Gründen, d ie im letzten 
F inanzbericht (1971) des Bun­
des, im W ochenbericht des 
Deutschen Instituts fü r W irt­
schaftsforschung 44/70 sow ie 
m ehreren Veröffentlichungen des 
IFO -Institu ts  dargelegt sind, die 
sich auf J. Körners e insch läg ige 
S tud ie  stützen, ist d ie  Lohn­
steuer d ie  m it Abstand fle x ibe l­
ste  S teuer. Tatsächlich is t ih r 
A n te il am Gesam tsteueraufkom ­
men von 8,6 °/o im Jahre 1950

auf etwa 2 3 “/o im Jahre 1970 
gestiegen, und d ie  durchschn itt­
liche Lohnsteuerbe lastungsquote 
wuchs in d ieser Z e it von 4 “/o 
auf etwa 11 °/o.

Bedenkt man, daß noch 1960 
d ie  Lohnsteuer m it reichlich 
8 M rd. DM w en iger als d ie  sog. 
veran lag te  E inkom m ensteuer 
(9 M rd. DM) erbrachte, 1971 
aber ve rm utlich  m it 43 M rd. DM 
w e it m ehr a ls d ie  sonstige  Ein­
kom m en- und d ie  K örperschaft­
steuer zusam m en, ja  erstm als 
sogar m ehr a ls d ie  M ehrw ert­
steuer lie fe rn  w ird , so dürfte  
ev ident sein, daß d ie  geplante 
S teuerre form  h ie r um H erste l­
lung e ine r gew issen „soz ia len  
S ym m etrie “ bem üht sein muß, 
auch wenn d ie  Lohnsteuerent­
w ick lung  v ie lsch ich tige  Gründe 
hat und unsere S teuersta tis tiken  
d ie  Q uelle  von Trugschlüssen 
sind.

Steuerlastversdhiebungen

V e rringe rt man aber das re la ­
tive  G ew icht de r Lohnsteuer, so 
s ieh t man sich einem D ilem m a 
gegenüber: E inm al näm lich w ür­
de e ine solche Maßnahme die 
e ingebaute F le x ib ilitä t des Ge­
sam tsteuersystem s reduzieren, 
a lso eine de r Voraussetzungen 
fü r eine re ibungslose F inanzie­
rung rasch w achsender ö ffe n tli­
cher Ausgaben, n icht zu letzt 
auch der fü r In frastrukturinve­
s titionen, erschüttern. Zum än­
dern w äre ein Ausgleich von 
M indereinnahm en aus der Lohn­
steuer etw a durch eine Herauf­
setzung der M ehrw ertsteuer (die 
eine A ufkom m ense lastiz itä t von 
nur etwa 1 hat gegenüber reich­
lich 1,7 der Lohnsteuer) sowohl 
aus dem eben erw ähnten G run­
de als nam entlich auch deshalb 
w iders inn ig , w e il ja  d ie  M ehr­
w ertsteuer noch w e it „unsoz ia ­
le r“ w irk t als d ie  Lohnsteuer.

W äre n icht e in Zwang zu 
e iner gew issen E rhöhung der 
M ehrw ertsteuer schon durch 
H arm onisie rungsbestrebungen in
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der EWG gegeben -  w obei ich 
mich a lle rd ings  s tr ik t dagegen 
aussprechen möchte, e ine „V o r­
le is tung “ in G esta lt e ines 15 % - 
Satzes anzubieten, ehe man Ga­
rantien da fü r hat, daß gew isse 
M itg liedstaa ten ih re  d irek te  Be­
steuerung ähnlich e ffiz ien t w ie  
e tw a H olland und d ie  BRD ge­
sta lten —, so w ürde ich tro tz  
a lle r Bedenken fü r d ie  A lte rna ­
tive  vo tie ren , sich noch fü r  län­
gere Z e it m it e ine r mäßigen 
H erabsetzung der Belastung 
k le ine re r E inkom m en zu begnü­
gen und den E innahm enausfa ll 
durch eine le ichte  Verschärfung 
der E inkom m ensteuerprogres­
sion sow ie eine gew isse Anhe­
bung der Verm ögensteuer ode r/ 
und de r E rbschaftsteuer zu kom ­
pensieren. Angesichts des ech­
ten Z ie lko n flik ts  jedoch sehe 
auch ich kaum eine andere M ög­
lichke it, als eine ins G ew icht fa l­
lende Senkung de r E inkom m en­
steuer fü r untere und untere 
m ittle re  E inkom m en a lle r A rt 
m it e ine r n icht unerheblichen 
Erhöhung der Belastung von 
höheren m ittle ren  und hohen 
Einkom m en sow ie von K örper­
schaftsgew innen e inerse its  und 
e ine r H eraufsetzung der M ehr­
w erts teuer um — sagen w ir  — 
2 P rozentpunkte andererse its  zu 
kom bin ieren.

Ob daneben eine Erhöhung 
von Abgaben auf n ich t lebens­
notw endige Verbrauchsgüter, 
w ie  B ier, B ranntw ein  und Tabak, 
in Betracht gezogen w erden so ll­
te, is t von sekundärer Bedeu­
tung. Bei la n g fris tig e r Betrach­
tung is t d iesbezüglich zu beden­
ken, daß solche Spezia lakzisen 
m it wachsendem  V o lkse inkom ­
men zum indest re la tiv  abneh­
m ende E rträge abw erfen (z. B. 
sank de r A n te il de r d re i ge­
nannten Abgaben an den Ge­
sam tsteuereinnahm en zwischen 
1960 und 1969 von 7,7 °/o auf 
6 ,6 % ), aber auch bei p ropor­
tio n a le r A ufkom m ensentw ick­
lung n icht abso lute  M ehrerträge 
in annähernd de r notw endigen 
Höhe erbringen könnten.

Probleme einer 
Kreditfinanzierung

Ich habe b islang nur von Steu­
ern gesprochen, obw ohl ich 
se lbstverständ lich  n icht un ter­
ste lle , d ie  e rheb liche In frastruk­
tu rinves titionen  einschließenden 
Ausgabenprogram m e der ö ffen t­
lichen Hände seien ausschließ­
lich auf diesem  W ege zu fin a n ­
zieren. S trittig  b le iben jedoch 
A rt und Umfang de r ö ffen tlichen 
Anle ihen, d ie neben S teuern in 
Anspruch genom m en w erden 
so llen  bzw. -  un ter Beachtung 
der vorerw ähnten „co n s tra in ts “ 
— w erden dürfen. Der Bund a l­
le in geht bei se iner P lanung fü r 
d ie  Jahre  1971—74 von einem 
N e ttokred itbedarf von rd. 25 Mrd. 
DM aus. Für Länder und Ge­
m einden is t m it einem etwa 
ebenso großen Betrag zu rech­
nen. Ob das „v ie l“ oder „w e n ig “ 
ist, läßt sich gew iß nicht, w ie  
das in o ffiz ie llen  Reden gesche­
hen ist, durch einen Vergle ich 
m it dem A usland ode r gar durch 
Errechnung e ine r “ Schulden­
quo te “ (Verhä ltn is des ö ffe n tli­
chen S chu ldkap ita ls  zum Sozia l­
p rodukt) festste llen .

• In einem vie l beachteten Re­
fe ra t auf de r Innsbrucker Ta­
gung des Vere ins fü r  S oc ia l­
p o lit ik  (siehe je tz t auch BMW I- 
Texte  Nr. 112 V. 15. 10. 1970) hat 
M in is te ria ld ire k to r Dr. Hankel 
d ie  These aufgeste llt, fü r d ie  
S icherung de r lang fris tigen  Fi­
nanzierung eines sog. Entw ick­
lungsbudgets könne „im  kon­
kreten Fall de r B undesrepub lik  
faktisch nur (s ic!) de r Weg e iner 
zunehm enden d irekten  ode r in ­
d irekten  (!) ö ffen tlichen  Ver­
schuldung gegangen w e rden “ . 
Es is t d iese Verabso lu tie rung 
der K reditnahm e, d ie  u. a. ke i­
nerle i Rücksicht auf d ie  voraus­
s ichtliche Entw icklung des Ka­
p ita lm arktes n im m t und, w ie  le i­
de r unsere ganze m ehrjährige  
Finanzplanung bisher, ohne 
irgendw elche kon junktu re llen  A l­
te rna tiven arbe ite t, gegen d ie 
sich d ie  K ritik  richten muß. Daß 
da rüber h inaus von dem Refe­

renten in m ündlichen A usfüh­
rungen de r S taatsverschuldung 
a ls „fre ih e itlich e re m “ Weg ge­
genüber de r „Zw angsm ethode“ 
der Besteuerung der Vorzug ge­
geben w urde, is t w oh l kaum 
eine w en ige r fragw ürd ige  These.

N atürlich  s ind S teuern von 
(echten) A n le ihen durch ihren 
ob liga to rischen  C harakter un­
terschieden, aber einen solchen 
w eist, nur m it noch bedenk li­
cheren B egle itum ständen, auch 
d ie  In fla tion  auf, d ie  sich bei 
einem V erzicht auf de fin itive  
F inanzierungsm ethoden heraus­
b ilden  bzw. verstärken kann. Ich 
sage „k a n n “ , n icht „m uß “ . Daß 
man auf de r einen Seite sich 
heute gern m odern gebärdet 
und — m it Recht — d ie  a lte  
„k lass ische “ K red ittheorie  über 
Bord w irft, d ie  ja  nur fü r “ w e r­
bende A n lagen “ A n le ihe finan ­
zierung zuließ, auf de r anderen 
Seite  aber, entgegen a llen Er­
kenntn issen de r m odernen 
W irtschafts- und F inanztheorie, 
dann w iede r eine ob jektbezo­
gene, h ie r: durch den C harak­
te r de r fü r  d ie  „E n tw ick lu n g “ 
nötigen In frastruktu rinvestitionen  
angeblich leg im itle rte  K re d itp o li­
t ik  be fürw orte t, ohne deren m ög­
liche Gefahren fü r W achstum 
und S ta b ilitä t gebührend hervor­
zuheben, gehört zu den se lt­
samen W idersprüchen, an de­
nen d ie  ökonom ischen Debatten 
unserer Z e it n icht arm sind.

Aufklärung der Bevölkerung

Ich schließe m it de r nochm ali­
gen Festste llung, daß man die 
„inne ren  R eform en“ de r R egie­
rung grundsätz lich  in sozial und 
s tab ilis ie rungspo litisch  unbe­
denk liche r W eise finanzieren 
kann, dabei aber so rg fä ltig  auf 
d ie  E rfo lgsbedingungen und die 
invo lv ie rten  Z ie lko n flik te  achten 
muß. D ie Bevölkerung w ahrhe its ­
gemäß und in ve rs tänd licher 
Form über d ie  A lte rna tiven  auf­
zuklären, zw ischen denen es zu 
w ählen g ilt, gehö rt m it zu den 
Aufgaben e iner Inneren „E n t­
w ick lu n g sp o litik “ .
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Staatsverschuldung negativ
Prof. Dr. A lo is  Oberhäuser, F re iburg  i. Br.

Der Fehler de r B undesreg ie­
rung bei de r gep lan ten F i­

nanzierung der sogenannten in ­
neren Reform en besteht darin , 
daß s ie  e in ige  tr iv ia le  w irtscha ft­
liche Zusam m enhänge übers ieh t: 
G esam tw irtschaftlich  is t de r 
W ert des S oz ia lp roduktes — 
nach Abzug de r A bschre ibun­
gen -  g le ich de r Summe der 
E inkom m en. Das E inkom m en ist 
m ith in  gerade in der Lage, das 
S oz ia lp rodukt zu gegebenen 
Preisen zu kaufen. W enn de r 
S taat einen größeren An te il 
am S oz ia lp rodukt beanspruchen 
m öchte — und darauf laufen d ie  
inneren Reform en hinaus —, so 
muß de r p riva te  A n te il am So­
z ia lp rodukt, d ie  priva te  G üter­
verw endung fü r Konsum oder 
Investition , entsprechend zurück­
gehen, sofern Vollbeschäftigung 
gegeben ist. A u f d ie  m ögliche 
V erm inderung der Le istungs­
b ilanzüberschüsse w ird  e rs t spä­
te r eingegangen. D ie entschei­
dende Frage ist, auf welchem  
Weg d ie  E inschränkung de r p ri­
vaten G üterverw endung e rre ich t 
w ird  — durch Steuern, durch 
eine E inschränkung der privaten 
Investitionen aufgrund von Z ins­
ste igerungen ode r durch Preis­
erhöhungen.

Gütermäßig realisierbar

Diese rea le  Betrachtung ze ig t 
bereits, daß eine Zunahm e des 
staatlichen A n te ils  am G üter­
volum en durchaus m öglich ist. 
Güterm äßig sind innere R efor­
men in dem angestrebten Um­
fang rea lis ie rbar. Da zudem  in 
einer wachsenden W irtscha ft 
das S oz ia lp rodukt laufend ste ig t, 
muß d ie  Erhöhung des S taats­
ante ils n icht m it e iner abso luten 
E inschränkung der p rivaten Gü- 
ierverw endung e inhergehen; sie

braucht nur re la tiv  zum S ozia l­
p roduk t zurückzubleiben. H isto ­
risch ze ig t sich, daß die erheb­
liche Zunahm e des Staatsanteils 
an der vo lksw irtschaftlichen Gü­
terverw endung se it der Z e it vo r 
dem Ersten W eltkrieg aus­
schließlich zu Lasten des p riva­
ten Konsum s gegangen is t  Die 
priva te  Investitionsquote is t eher 
gestiegen a ls  gesunken.

D er e in fachste  und unprob le­
m atischste W eg, um die Verm in­
derung des privaten Ante ils  zu 
erre ichen, is t e ine entsprechen­
de S teuererhöhung. Auf diese 
W eise könnte de r Staat ohne 
größere ökonomische Schw ie­
rigke iten  eine Erhötiung seines 
A n te ils  am Sozia lprodukt um 1 
b is  3 %  erre ichen. Insofern w ä­
ren d ie  inneren Reformen auch 
bezahlbar.

Da abe r d ie  Bundesregierung 
in d e r Koalitionsabsprache die 
S teuerquote  a ls  sakrosankt e r­
k lä rt hat und glaubt, den adä­
quaten Weg über Steuererhö­
hungen n ich t gehen zu können, 
hat s ie  in de r m itte lfris tigen 
F inanzplanung eine zusätzliche 
S taatsverschuldung (für Bund, 
Länder und Gemeinden insge­
samt) in Höhe von 50 M rd. DM 
in den nächsten dre i Jahren vo r­
gesehen. Im folgenden so llen  
d ie  W irkungen einer solchen 
Staatsverschuldung untersucht 
w erden.

Erwünschte Verschuldung 
in Rezessionen

Dabei is t zu beachten, daß die 
m itte lfris tig e  Finanzplanung auf 
ein Vollbeschäftigungsniveau ab­
s te llt -  e ine Voraussetzung, die 
im w eiteren be ibehalten w ird. 
E ine U nterbeschäftigung würde

zu anderen Schlußfolgerungen 
führen, da  aufgrund unausge- 
nu tz te r P roduktionskapazitä ten 
güterm äß ig ohne Belastung des 
p riva ten  Bereichs ein Spielraum  
fü r  d ie  D urchführung der inne­
ren R eform en bestände und da­
her eine S taatsverschuldung das 
gee igne te  kon junktu rpo litische  
M itte l w äre. A lle rd ings  muß be­
achte t w erden , daß bei e iner 
U nterbeschäftigung durch den 
(re la tiven) Rückgang de r S teuer­
e innahm en d ie  K red itfinanz ie ­
rung noch entsprechend höher 
sein müßte. W ährend demnach 
in Rezessionsphasen eine 
S taatsverschuldung erwünscht 
w äre, um d ie  Vollbeschäftigung 
w ie d e r herbe izu führen, muß sie 
bei V o llbeschä ftigung  in dem 
gep lan ten  Umfang, w ie  zu zei­
gen se in  w ird , a ls äußerst nega­
tiv  angesehen w erden. Die 
D urch führung de r inneren Re­
fo rm en w ürde  durch eine Re­
zession  erle ich te rt, doch scheint 
es — gerade auch bei dem zu 
e rw artenden  w irtscha ftspo liti­
schen Verha lten der Bundesre­
g ie rung  -  verfeh lt, sie a ls S p ie l­
raum fü r das gewünschte Aus­
gabenvolum en des Staates m it 
e inzukalku lie ren .

Im w esentlichen sind es v ie r 
Nachteile, d ie m it e iner Ver­
schuldung des Staates in 
de r H ochkonjunktur verbunden 
sind  '). Dem ersten Nachte il, der 
in der Z ins- und eventue llen T il­
gungsbelastung des ö ffen tlichen 
Haushalts in späteren Jahren, 
der dazu e rfo rderlichen  höhe­
ren Besteuerung und de r ge­
ringeren E lastiz itä t de r Haus­
haltsgebarung besteht, kom m t

’) Daß darüber hinaus die vielfach ange­
nommene Übertragung der Belastung auf 
zukünftige Generationen unter realisti­
schen Annahmen nicht möglich ist, soll an 
dieser Stelle unberücksichtigt bleiben.
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dabei fast d ie geringste  Bedeu­
tung zu, obw o iii e r in den Dis- 
l<ussionen eine besondere Rolle 
spielt.

In der Regel preissteigernd

Schwerw iegender is t de r p re is ­
po litische Aspekt. W ie sich be­
re its aus den e in le itenden Be­
merkungen erg ib t, kann eine 
S taatsverschuldung, d ie  zu zu­
sätzlichen Ausgaben füh rt, nu r 
dann pre isneutra l e rfo lgen, wenn 
die priva te  Nachfrage entspre­
chend sinkt. Das heißt faktisch, 
d ie privaten Investitionen müß­
ten in d iesem  Umfang Zurück­
b leiben. D am it kann in der 
R ealitä t n icht gerechnet werden. 
Wenn im po litischen Bereich 
m eist das G egente il behauptet 
w ird , so steckt dah in te r die 
längst w ide rleg te  V orste llung, 
als bestim m e das Sparen die 
Höhe de r p rivaten Investitionen 
und der ö ffen tlichen Verschul­
dung (unter Berücksichtigung 
des K ap ita lexports): d ie  A npas­
sung de r Summe der privaten 
Investitionen und de r S taatsver­
schuldung an d ie  Ersparnisse 
e rfo lge  über Z insvaria tionen.

In W irk lichke it is t fa s t genau 
das G egente il de r Fall. Die In­
vestitionen erzw ingen — haupt­
sächlich über E inkom m ensum ­
schichtungen — d ie  entsprechen­
den Ersparnisse. Reichen denn 
d ie  derze itigen Erfahrungen, daß 
tro tz  de r restrik tiven  G e ld p o litik  
de r Bundesbank d ie  E lastiz itä t 
des G eld- und K red itangebotes 
groß genug ist, um einen noch­
m aligen Anstieg de r Investitions­
quote und d ie  massive Erhöhung 
des Preisniveaus zu finanzieren, 
n icht aus, um d ie  w e itgehende 
U nabhäng igke it de r privaten 
Investitionen vom Sparen der 
p rivaten H aushalte zu belegen? 
Wenn d e r S taat in der Hoch­
kon junk tu r sich zusätzlich ver­
schuldet, so kann — von Extrem ­
situa tionen abgesehen — nicht 
e rw arte t w erden, daß d ie  p r i­
vaten Investitionen s inken. Im 
G egente il: S ie w erden durch die 
M ehrnachfrage des S taates noch

zusätzlich angeregt. In fo lgedes­
sen muß d ie  S taatsverschuldung 
in de r Regel p re isste igernd w ir­
ken. Led ig lich wenn zu fä llig  aus 
kon junktu re llen  Gründen ein 
Überhang de r E rsparnisse über 
d ie  p rivaten Investitionen zu 
entstehen droht, kann durch eine 
S taatsverschuldung d iese Lücke 
pre isneutra l ausge fü llt werden.

Geringe Wirkung 
auf Kapitalexporte

Es is t auch ein Irrtum , wenn 
angenom m en w ird , daß die 
S taatsverschuldung nu rzu  Lasten 
der K ap ita lexporte  gehe. G üter­
mäßig is t das nur m öglich, wenn 
d ie  Le is tungsbilanzüberschüsse 
wegen d e r S taatsverschuldung 
sinken. In d iesem  Fall b liebe 
auch das Preisniveau s tab il. Daß 
d ie  Le istungsbilanzüberschüsse 
zurückgehen, nur w e ll sich der 
S taat verschuldet, kann bei ge­
gebenen Preisen n icht begrün­
de t w erden. E ine R ückw irkung 
auf d ie  Le is tungsb ilanzüber­
schüsse tr it t  nu r desha lb  ein, 
w e il d ie  S taatsverschuldung zu 
P re isste igerungen führt. Der 
P re isanstieg w ird  dadurch a lle r­
d ings im Verg le ich zu e iner ge­
schlossenen W irtschaft e twas ab­
gebrem st.

Der d ritte  Nachteil de r S taats­
verschuldung is t ve rte ilungspo li­
tischer Natur. Im Vergle ich zur 
S teuerfinanzierung de r inneren 
Reform en bedeute t e ine K red it­
finanzierung, daß den privaten 
W irtschaftssub jekten  insgesam t 
ein höheres N ettoeinkom m en 
verb le ib t. Wem fä llt  d ieses E in­
kom m en zu? Es is t zu vo rde r­
gründ ig , m it de r trad itio n e lle n  
m ikroökonom ischen Inzidenzleh­
re anzunehm en, daß sich dieses 
„zusä tz liche “ N ettoeinkom m en 
entsprechend d e r un te rb liebe­
nen S teuererhöhung ve rte ilt. Das 
w äre nur de r Fall, w enn d ie  Er­
sparn isse aus d iesen N ettoe in ­
komm en gerade d e r S taatsver­
schuldung abzüglich der Ver­
änderung de r p riva ten  Investi­
tionen und des Le istungsb ilanz­
saldos entsprächen. U nter rea li­

stischen Annahm en über die 
m arg ina le  Sparquote müßten 
dazu d ie  privaten Investitionen 
annähernd im  Umfang de r staa t­
lichen Verschuldung zurückge­
hen.

Da d ieses aus den erwähnten 
Gründen n icht zu erw arten ist, 
s ind E inkom m ensum schichtun­
gen notw endig , um das Sparen 
an d ie  Summe de r p rivaten In­
vestitionen, de r S taatsverschul­
dung und des Le is tungsb ilanz­
sa ldos anzupassen. W endet man 
d ie  E rgebnisse der K re is lau f­
theorie  der Verte ilung auf die 
S taatsverschuldung an, so ze ig t 
sich, daß d ie  E inkom m ensum ­
schichtungen zugunsten der Un­
ternehm ere inkom m en (E inkom ­
men aus U nternehm ertä tigke it 
und Verm ögen) und zu Lasten der 
A rbe itnehm ere inkom m en e rfo l­
gen. Da d ie  Zusam m enhänge 
h ie r n icht im einzelnen abge­
le ite t w erden können, sei als 
A nha ltspunkt nur auf d ie  e r­
w e ite rte  Keynessche V erte ilungs­
g le ichung verw iesen:

N ettoe inkom m en der 
U nternehm er 
=  priva te  Investitionen

+  Verbrauch de r U nterneh­
m erhaushalte 

X  Sparen der A rbe itnehm er 
+  Verschuldung des Staates 

(abzüglich der staatlichen 
K red itgew ährung fü r p ri­
vate Investitionen)

+  Saldo de r Le istungsbilanz

Diese G leichung, d ie als Iden­
titä t ohne Ausnahm e g ilt, d ie 
a lle rd ings  d ie  U m schichtungs­
vorgänge wegen de r feh lenden 
V erha ltensdeterm inanten im e in­
zelnen n icht erkennen läßt, 
ze igt, daß d ie  N ettoeinkom m en 
de r U nternehm er durch dre i 
Verw endungsgrößen des Sozia l­
p roduktes und durch zwei Spar- 
größen, das Sparen de r A rbe it­
nehm er und das negative Spa­
ren des S taates in Form der 
Verschuldung, bestim m t sind. 
W enn durch d ie  S taatsverschul­
dung, w ie  gezeigt, d ie  privaten 
Investitionen nicht ode r zum in­
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dest n icht w esentlich s inken und 
wenn de r Le istungsb ilanzsa ldo 
n icht entsprechend zurückgeht, 
so muß sich die zusätzliche p r i­
vate V erm ögensbildung e inkom ­
mensmäßig als N ettoeinkom m en 
der U nternehm er n iedersch la­
gen. D er erw ähnte P reisanstieg 
bedeu te t un ter V e rte ilungs­
aspekten nichts anderes a ls d ie  
e rfo rde rliche  Anpassung de r 
V erte ilungsre la tionen, d ie  ge­
sam tw irtschaftlich  zu r E rre ichung 
der notw endigen E rsparn isse e r­
fo lgen m uß^). D ie P re iserhöhun­
gen verh indern  auch, daß das 
A rbe itnehm ersparen aus de r un­
te rb liebenen  S teuererhöhung in 
spürbarem  Umfang abschwä­
chend w irk t. Zugle ich lassen 
d iese verte ilungstheore tischen 
Zusam m enhänge erkennen, daß 
nicht, w ie  m eist behaupte t w ird .

2) Derartige Preis- und Einlcommenseffelcte 
treten niciit jede Periode erneut auf, son­
dern immer nur dann, wenn die staatliche 
Neuverschuldung gegenüber der Vor­
periode wächst und eine Anpassung der 
Erspartiisse herbeigeführt werden muß.

d ie  späteren Z inszahlungen fü r 
d ie  Verte ilungsw irkungen der 
S taatsverschuldung bestim m end 
sind, sondern die N euverschul­
dung selbst.

Verstoß gegen Verteilungsziele

Die genannten V erte ilungse f­
fekte, d ie  in der D iskussion um 
d ie  Staatsverschuldung fa s t vö l­
lig  unberücksichtigt b le iben ode r 
w eitgehend verkannt werden, 
zeigen, daß d ie  Bundesregierung 
m it de r geplanten K reditnahm e 
gegen ihre  verte ilungspolitischen 
Z ie lsetzungen gravierend ver­
stößt. D ie N ive llie rungsw irkun­
gen, d ie  durch die verm ögens­
po litischen Sparförderungsm aß­
nahm en erre icht w erden, sind 
quan tita tiv  im  Vergleich zu d ie ­
sen Effekten gering. Berücksich­
t ig t man darüber hinaus, daß 
d ie  Bundesregierung aus wachs­
tum spo litischen Gründen d ie 
privaten Investitionen in starkem  
Maße fö rde rt, so ze ig t sich ins­

gesam t, daß sie in einem  Um­
fang d ie  U nternehm ergew inne 
begünstig t, w ie  es in der Bun­
desrepub lik  se lbst in den W ie­
deraufbaujahren n icht gesche­
hen ist. A lle rd ings  -  das mag 
man ih r zugute halten -  is t sie 
sich über d ie  Verte ilungseffekte  
n ich t im klaren, w ie  v ie le  Äuße­
rungen ih re r Repräsentanten 
zeigen.

Beeinträchtigung der Geldpolitik

Noch ein w e ite re r Nachteil der 
S taatsverschuldung sei kurz er­
w ähnt. Je höher s ie  ist, um so 
s tä rke r is t d ie  G e ld p o litik  in 
ih re r W irksam ke it bee inträchtig t. 
Das hängt dam it zusamm en, daß 
fas t s te ts  ein T e il de r S taatsver­
schuldung in ku rz fris tigen  Papie­
ren e rfo lg t. D iese ste llen  fü r  d ie  
Banken S ekundä rliqu id itä t dar, 
d ie  s ie je d e rze it bei de r Bun­
desbank in Z en tra lbankge ld  Um­
tauschen können. In fo lgedessen 
sind sie, w ie  insbesondere die

nn Sie an Geldanlage denken: Dresdner Bank-

Sparbrief
. 6 Jahre Laufzeit
. steigende Verzinsung, 

von 4% im ersten bis 10% 
im sechsten Jahr 

. sicher und ohne Kursrisiko 

. jederzeit einlösbar 

. kostenfrei

ner Bank-Sparbriefe erhalten Sie fü r 1000 ,- und 10000,- DM. W ir senden Ihnen gern ausführliches in form ations- 
ial und stehen zu einem persönlichen Gespräch zu Ihrer Verfügung.

h e i " ’vi< . Dr6sdn©r Bank
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Erfahrungen des Jahres 1969 
zeigen, so lange von den re­
s trik tiven  Maßnahmen de r Bun­
desbank unabhängig, w ie  sie 
über genügend hohe Bestände 
an derartigen Papieren verfügen.

Aber auch wenn sich der 
S taat auf eine m itte l- und lang­
fr is tige  Verschuldung beschränkt, 
w ird  dadurch de r L iqu id itä ts ­
sp ie lraum  der P riva tw irtschaft 
ausgeweitet, se lbst wenn man 
von e iner K u rsstab ilis ie rungs­
p o lit ik  absiehL Da laufend Teile  
der S taatsschuld zu r T ilgung an­

stehen, können d ie  W irtschafts­
sub jekte  und vo r a llem  d ie  Ban­
ken bei re s trik tive r P o litik  der 
Bundesbank darauf verzichten, 
neue S taa ts tite l zu übernehm en. 
In den angelsächsischen Län­
dern lassen sich deutlich  solche 
Reaktionen des privaten S ektors 
festste llen.

Zusam m enfassend kann so­
m it gesagt w erden, daß bei V o ll­
beschäftigung eine kred itä re  Fi­
nanzierung de r inneren R efor­
men m it erheblichen negativen 
N ebenw irkungen verbunden ist.

d ie  den w irtscha fts- und ve rte i­
lungspo litischen Z ie lsetzungen 
extrem  zuw iderlau fen . Das heißt 
nicht, daß d ie  inneren Reform en 
n icht durchge führt w erden kön­
nen. N ur so llte  — von Rezes­
sionsphasen abgesehen — zur 
F inanzierung auf d ie  Besteue­
rung zurückgegriffen  w erden. 
W enn man d ie  M illia rdenaus­
gaben fü r d ie  inneren Reform en 
w ill — und w e ite  Te ile  der Be­
vö lkerung bejahen sie —, dann 
so llte  man auch d ie  N otw endig­
ke it e ine r z ie ladäquaten Finan­
z ierung n icht verschweigen.

Inflation gefährdet Reformen
Dr. Ernst M üller-Herm ann, Bonn

Die Bundesreg ierung hat ein 
R eform program m  vorge leg t, 

in dem m it M illia rden  n icht ge­
ge iz t w ird . G le ichze itig  ve rb re i­
te t sie m it de r Vorlage d ie  Be­
hauptung, 20 Jahre CDU/CSU- 
Regierung hätten große Ver­
säum nisse auf dem G ebie t de r 
In fras truk tu r au ftre ten lassen. 
Der A rbe itsk re is  W irtscha ft und 
Ernährung der GDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion  ha t in e iner Do­
kum entation nachgewiesen, daß 
d ies einfach n icht s tim m t

Milliarden für Reformen

Einerseits ha t d ie  Bundesre­
p ub lik  auf dem G ebie t de r In­
fras truk tu r, insbesondere in den 
Bereichen der sozia len S iche­
rung, des W ohnungsbaus und 
der V e rkehrspo litik , in den ver­
gangenen 20 Jahren eine füh ­
rende S te llung in der W elt er­
re icht. A ber auch auf den Sek­
to ren B ildung, W issenschaft und 
Forschung is t d ie  S te llung der 
BRD n icht so sch le ch t w ie  sie 
a llgem ein  d a rges te llt w ird . D ie­
se Leistungen w iegen um so 
mehr, wenn man d ie  E rb last be­
rücksichtigt, d ie  d ie  deutsche 
Bevölkerung und d ie  CDU/CSU

als R egierungsparte ien 1949 zu 
bew ältigen hatten. Zum anderen 
hat d ie  CDU/CSU nie behauptet, 
in den vergangenen 20 Jahren 
Leistungen erbracht zu haben, 
d ie  fü r d ie  Z ukun ft N ichtstun 
erlauben. S e lbst w enn d ie  Re­
fo rm p läne  de r je tz igen  Bundes­
reg ierung jem a ls  ve rw irk lich t 
w erden so llten , w äre dam it ge­
w iß n icht d ie  Z e it des Schla­
ra ffen landes angebrochen.

A lle in  fü r  den S ekto r B ildung 
und W issenschaft schätzt d ie 
Bundesreg ierung d ie  no tw end i­
gen Beträge auf 100 M rd. DM 
b is zum Jahre 1980. Für d ie  Be­
w ä ltigung  unserer U m w eltp ro­
bleme, fü r den w e ite ren  Aus­
bau de r V erkehrs in frastruktu r, 
fü r das Gesundheitsw esen und 
fü r andere Bereiche w erden ähn­
lich hohe Summen g e n a n n t H ier 
taucht nun m it Recht d ie  Frage 
auf, w e r das bezahlen und w ie 
das fin a n z ie rt w erden so ll.

Man braucht kein Fachmann 
zu sein, um sich ausrechnen zu 
können, daß d iese M illia rden ­
beträge n icht g le ichze itig  aufge­
bracht w erden können. Es k ling t 
etwas sehr nach Propaganda­

po litik , w enn man dem deut­
schen V o lk  e inreden w ill, d ie 
anstehenden Problem e würden 
von de r Regierung a lle  auf e in ­
mal ge lös t w erden können, und 
noch dazu un te r der Bedingung, 
d ie  S teuern n icht zu erhöhen. 
Etwas m ehr B escheidenheit w äre 
von V orte il — d ie  Enttäuschun­
gen w ären dann spä te r n icht so 
groß. Es ersche in t daher d rin ­
gend notw endig, e ine Prioritäts­
skala aufzuste llen.

Voraussetzungen 
der Staatsverscliuldung

Ganz s icher komm en w ir  bei 
nüchterner Betrachtungsweise 
n icht an de r Tatsache vorbe i, 
daß fü r  unsere Zukunftss iche­
rung erheb liche M itte l aufge­
bracht w erden müssen. Da die 
am tliche R eg ie rungspo litik  e ine 
Erhöhung de r S teuerlastquote 
aussch ließ t b le ib t nur eine ver­
m ehrte Verschuldung des S taa­
tes, um d ie  notw endigen M itte l 
au fbringen zu können. D ies ist 
auch de r Weg de r je tz igen  Bun­
desreg ierung, wenn man den 
Äußerungen m aßgeblicher Ver­
tre te r g lauben darf. Es s te llt sich
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hierbe i d ie  Frage, ob diese 
F inanzierungsart ausre ictiend is t 
und un te r w e lc lien  V orausset­
zungen sie angew endet w erden 
kann.

D er von der Bundesreg ierung 
e ingesciiiagene Weg de r M itte l- 
besciia ffung setzt einen fu n k­
tion ie renden  K ap ita lm ark t v o r­
aus. D ie Privaten müssen a lso 
einen großen Te il ih res E inkom ­
mens dem  K ap ita lm ark t zu V er­
fügung ste llen. A u f lange S icht 
is t es sogar unum gänglich, d ie 
Sparquote  zu erhöhen.

Sparen is t aber in e rs te r L in ie 
eine Sache des Vertrauens in 
d ie  P o litik  de r Regierung, ins­
besondere in ihre  W irtschafts­
p o litik . In fla tionsra ten , w ie  w ir  
s ie heute erleben, sind fü r den 
Sparer m it S icherhe it kein Bal­
sam. Im G egente il: In fla tion  und 
Flucht in d ie  Sachwerte stehen 
in einem Zusam m enhang, der 
von niem andem  ge leugne t w er­
den kann. D ie Bundesreg ierung 
w ird  also, w enn sie fo rtfäh rt, 
eine W irtscha ftspo litik  zu be tre i­
ben, d ie  n icht als oberstes Z ie l 
d ie  S ta b ilitä t ins Auge faßt, ke i­
nen de ra rt e rg ieb igen K ap ita l­
m arkt vorfinden, de r es erlaubt, 
d ie  fü r d ie  Reform en notw en­
digen M itte l aufzubringen.

Folgen der 
Baupreissteigerungen

Eine unso lide  W irtscha ftspo li­
tik  w ird  auch von e iner anderen 
Seite das R eform program m  der

Bundesreg ierung schw er beein­
träch tigen : Die Realisierung der 
Zukunftsaufgaben durch d ie  ö f­
fen tlichen  Hände steht und fä llt  
m it de r P reisentw icklung auf 
dem  Baum arkt. Denn fast a lle  
Vorhaben zur Lösung unserer 
Z ukun ftsp rob lem e sind d ire k t 
ode r in d ire k t m it dem  Baumarkt 
verbunden. G e ling t es in abseh­
ba re r Z e it n icht, d ie  Inflation in 
de r B undesrepub lik  zu stoppen, 
geraten w ir  in e ine Situation, in 
de r die Zuwachsraten, die in den 
ö ffen tlichen Haushalten fü r in­
vestive Ausgaben vorgesehen 
sind, durch d ie  tatsächlichen In­
fla tionsra ten  aufgezehrt oder 
ga r übe rkom pens ie rt werden.

D iese erschreckende Tatsache 
läßt sich an Be isp ie len  belegen. 
H in te r dem Nebel e ines zunächst 
im pon ierenden „G e ldsch le iers“ 
v/erden bere its  heute die R eali­
tä ten schrum pfender realer Zu­
w achsraten bei den öffentlichen 
Investitionen s ich tbar: 1969 gab 
d ie  ö ffen tliche  Hand für den 
Ausbau von Schulen und Hoch­
schulen insgesam t 4,5 Mrd. DM 
aus. 1970 s ind Ausgaben in 
Höhe von ca. 5,4 Mrd. DM zu 
erw arten, a lso eine Ausgaben­
s te igerung  von 20 °/o. Die Preise 
von B aule istungen fü r Büroge­
bäude ste igen gegenw ärtig  m it 
e ine r jäh rlichen  In fla tionsra te  
von 2 0 % . Das fü h rt aber im 
Endeffekt bei d iesem  Te ils tück 
innere r Reform en dazu, daß das 
reale Le istungsvolum en gegen­

über 1969 höchstens aufrechter­
ha lten w erden kann. Einem 
erheblichen Ausgabenzuwachs 
stehen n ich t erhöhte rea le  In­
vestitionen  Ende 1970 gegen­
über, sondern wahrschein lich 
verringerte .

D er B ildungs- und W issen­
scha ftsra t un te rs te llt bei de r Er­
m ittlung  des F inanzbedarfs fü r 
Schulen und Hochschulen bis 
zum Jahre  1980 eine jäh rliche  
S te igerung de r Baukosten um 
3 % . D iese Annahm e is t im B il­
dungsberich t d e r Bundesreg ie­
rung übernom m en w orden. Bau­
pre isste igerungen  von voraus­
s ichtlich  m ehr a ls 20 %  im Jahre 
1970 führen aber dazu, daß der 
Endpunkt e iner p rognostiz ie rten  
P re isentw icklung über 10 Jahre 
bere its  in einem einzigen Jahr 
zum größten Teil vorw eggenom ­
men w ird . In G eldgrößen aus­
gedrückte  Bedarfsp läne ve rlie ­
ren bei de ra rtigen  In fla tionsra ­
ten jeg lichen  Aussagewert.

Straßenbau

S elbst im Bereich des S tra­
ßenbaus, in  dem  von 1965 bis 
A ugust 1969 der P re is index fü r 
spez ie lle  S traßenbaule istungen 
un te r dem jen igen von 1962 lag, 
n im m t d ie  Entw icklung einen 
fü r  d ie  w e ite re  G esta ltung der 
ö ffen tlichen  Investitionen be­
denklichen Verlauf. Nach den 
neuesten Zahlen des S ta tis ti­
schen Bundesam tes haben die 
Pre isste igerungen im Straßen­

Aufgeschlossenheit fü r  d ie  Probleme des Kunden 
is t das A  und O je de s  Geschäfts. Diesem Grundsatz verdanken 
die  Unternehmer ih re  Absatzerfolge und w ir die Z u frieden­
heit eines ständig wachsenden Kundenstamms. Unsere kon­
taktfreud igen M ita rb e ite r bemühen sich um jeden einzelnen 
von ihnen. Besonders a lle  F inanzierungsprobleme sind bei uns 
in den besten Händen. Diesen V orte il so llten  S ie nutzen.

C O M M E R Z B A N K
. . . eine Banki die Ihre Kunden icennt
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bau bere its eine Jahresrate  von 
1 6 %  und bei Brücl<en im S tra­
ßenbau von 23,5 %  erre icht. Die 
negativen Auswirl<ungen de r be- 
denl<lich hohen P re isste igerun­
gen im Brüci<enbau auf das 
reale Volum en des gesamten 
Straßenbaus dürfen n icht un ter­
schätzt w erden, da  der Ante il 
des Brückenbaus am gesamten 
Straßenbau (einschließ lich Erd­
arbeiten) gegenw ärtig  20—2 5 %  
ausmacht.

Der H aushaltsentw urf des 
Bundes fü r 1971 s te llt diesen 
P reisste igerungen eine Erhö­
hung des gesam ten V erkehrs­
etats von led ig lich  1 4 %  gegen­
über. Daher w erden d ie  e ffek­
tiven  Baule istungen 1971 er­
heblich h in te r dem Stand von 
1970 Zurückble iben. Auch h ie r 
kann es d ieser Bundesregierung 
n icht ge lingen, d ie  in fla tionäre  
Entw icklung m it im ponierenden 
S te igerungsra ten  im ' Haushalt 
e inzuholen.

Wohnungsbau

B undesw ohnungsbaum in ister 
Lauritzen verw e is t s to lz  darauf, 
daß der „G esam tp la fond “ an 
M itte ln  des Bundes fü r den 
W ohnungs- und Städtebau in 
den Jahren 1970 b is 1974 von 
1,9 M rd. DM auf 3,7 Mrd. DM, 
also um rd. 9 2 % , ste igen w ird . 
H in ter d iesen Geldgrößen soll 
fü r den Sozialen W ohnungsbau 
ein Program m  stehen, das jä h r­
lich zusätzlich 100 000 W ohnun­
gen vorsieht.

Die W irk lich ke it s ieh t jedoch 
anders aus: Der Rheinische Ver­
band G em einnütz iger W oh­
nungsunternehm er ha t in e iner 
R epräsentativum frage fü r N ord­
rhe in-W estfa len festgeste llt, daß 
in fo lge  de r Baukostenste igerung 
fü r eine 75 qm große S ozia lw oh­
nung e in zusätz licher Bedarf an 
z inslosen ö ffen tlichen  M itte ln  
von 23 000 DM erfo rderlich  is t  
In R hein land-P fa lz lie g t -  bei 
n iedrigeren M ietobergrenzen 
und ohne A ufw endungsbe ih ilfe  
— de r verg le ichbare  zusätzliche 
F inanzbedarf nach der M itte i­

lung des Rheinischen Verban­
des erheblich darüber.

S e lbst wenn man fü r den Bun­
desdurchschnitt d ie  unterste 
Grenze des zusätzlichen Bedarfs 
an ö ffen tlichen M itte ln , de r durch 
d ie  Baukostenste igerung veru r­
sacht ist, w äh lt und m it 20 000 
DM festleg t, so müßten bere its 
in diesem  Jahre  3,3 M rd. DM 
zu den b isher bere itgeste llten  
ö ffen tlichen M itte ln  zusätzlich 
au fgebracht w erden, w enn der 
Sozia le  W ohnungsbau und seine 
M ieten auf dem Niveau von 1969 
gehalten w erden so llen. D iese 
Entw icklung w ird  es M in is te r 
Lauritzen m it S icherhe it unm ög­
lich machen, sein Program m  von 
100 000 zusätzlichen W ohnungen 
pro Jah r zu verw irk lichen.

Mittelbeschaffung 
zu jedem Zins?

M aßgebliche V e rtre te r der Re­
g ierung sind der Auffassung, 
daß de r S taat seine Z insrobust­
he it e insetzen kann, um sich die 
fü r seine In fras truk tu rp rog ram ­
me benötig ten  M itte l p lanungs­
s icher zu beschaffen. Dies 
schein t m ir e ine ge fährliche 
Überlegung zu sein.

Denn je  s tä rke r der S taat ge­
genüber den privaten in- und 
ausländischen Investoren seine 
aufgrund de r S teuerhohe it ge­
wonnene Z insrobusthe it aus­
nutzt, um so s tä rke r te nd ie rt das 
K apita lz insn iveau nach oben. 
S te igende K ap ita lz insen bedeu­
ten aber s te igende Kosten. Und 
h ie r sind zwei Folgen denkbar:

□  Entw eder überw älzen d ie  P ri­
vaten d ie  hohen K red itkosten  
und sorgen dam it fü r P re isste i­
gerungen,

□  ode r aber d ie  Kostenste ige­
rungen zw ingen d ie  Privaten zur 
Verm inderung ih re r W irtschafts­
tä tig ke it — insbesondere beim 
M itte ls tand — und führen dam it 
zu ve rm inde rten  S teuere innah­
men.

Beide M ög lichke iten sind fü r 
d ie  F inanzierung e ines Reform ­

program m s ebenfa lls  sehr fo l­
genreich. Bei de r ersten V ari­
ante e ilen d ie  ta tsächlichen Ko­
sten der gep lan ten Maßnahmen 
ihren Schätzungen voraus. Bei 
de r zw eiten M ög lichke it b le ib t 
das Steueraufkom m en h in ter 
den Erwartungen zurück, und 
eine w e ite re  S taatsverschuldung 
w ird  notw endig. H ier lieg t die 
G efahr eines Teufe lkre ises, aus 
dem es kaum ein Entrinnen 
m ehr g ib t

Eine so lide, an de r G e ldw ert­
s ta b ilitä t o rien tie rte  W irtschafts­
p o lit ik  is t daher — neben einem 
m arkt- und zinsbewußten Ver­
halten de r ö ffen tlichen Hand -  
die Voraussetzung fü r d ie Finan­
zierung eines kostenintensiven 
Program m s. Die Frage, ob die 
Reform en de r Bundesregierung 
noch bezahlbar sind, muß im 
H inb lick  auf d ie  p raktiz ie rte  
W irtscha ftspo litik  de r Bundes­
reg ierung und unter Berücksich­
tigung  des oben Gesagten also 
ve rne in t werden.

Vorstellungen der Opposition

Es b le ib t le ide r kein Raum 
mehr, d ie  G egenvorste llungen 
der CDU/CSU zu umreißen. 
E in ige so llen  h ie r aber ange­
deu te t w erden:

□  N icht a lle  Reform en kosten 
G eld; man so llte  m it ihnen be­
ginnen.

□  N icht a lle  Reform en müssen 
durch den S taat finanz ie rt w er­
den: A uf dem G ebie t des Um­
weltschutzes be isp ie lsw e ise  läßt 
sich ein g roßer Te il de r A u f­
gaben p riva tw irtscha ftlich  bes­
ser, schne lle r und b ill ig e r lösen.

Q  N icht a lle  Reform en können 
auf e inm al bew ä ltig t w erden: Es 
müssen P rio ritä ten  m it beson­
d e re r Betonung des B ildungs­
wesens, der Forschung, der Ver­
m ögensbildung und de r S par­
fö rderung gesetzt w erden.

P  A lle  Reform en sind nur be­
zahlbar, wenn eine W irtschafts­
p o lit ik  betrieben w ird , d ie  sich 
durch S o lid itä t, S ta b ilitä t und 
N üchternheit auszeichneL
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